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DAFÜR UND DAGEGEN |

Brauchen wir eine
nationale
Erbschaftssteuer?
Je nach Sc/zätzu/ig dreissig bis üzxadert MiZ/iarden

Fran/cen Vermögen werden in der Sc/itveiz

pro Jafrr yererbi. Die Fecbfe möcbie das Vererben

erZeicbiern, die Linfce über eine naiionaie

Frbscba/tssieuer aZZe am GeZdsegen fei/baben Zossen.

Fast
alle Kantone haben in den letzten Jahren die Erb-

schaftssteuer für direkte Nachkommen abgeschafft.
Das war ein grosser Fehler, denn die Erbschaftssteuer

ist die mit Abstand intelligenteste Steuer: Sie belastet weder
den Konsum (wie die Mehrwertsteuer) noch die Arbeit (wie
die Lohnprozente).

Die Wiedereinführung der Erbschaftssteuer für direkte
Nachkommen hat allerdings nur dann eine Chance, wenn
sie mit einer Zweckbindung versehen wird, die den Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürgern einleuchtet. Eine solche

Zweckbindung sehe ich in der Finanzierung der Pflege-
kosten. Diese belaufen sich heute auf etwa acht Milliarden
Franken pro Jahr, wachsen jährlich um mindestens drei Pro-

zent und werden gesetzeswidrig zunehmend auf die Pflege-
bedürftigen selbst abgewälzt - oder auf die Sozialwerke.

Ich schlage die Einführung einer nationalen Erbschafts-
Steuer vor - bei gleichzeitiger Abschaffung der verbliebenen
kantonalen Erbschaftssteuern. Der Ertrag würde hälftig zwi-
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DAFÜR: Hans-Jürg Fehr, Nationalrat,
Präsident SP Schweiz

Es
gibt vermutlich nichts auf dieser Welt, das die Linke

nicht bereits einmal besteuern wollte. In regelmässigen
Abständen wird der Ruf nach neuen Steuern laut. Die

Linke hat Projekte für Steuererhöhungen im Köcher, die einen

zweistelligen Milliardenbetrag kosten würden; angefangen
bei der Kapitalgewinnsteuer bis zur Erbschaftssteuer.

Eine solche Erbschaftssteuer auf nationaler Ebene ein-

zuführen, wäre widersinnig. In den Kantonen läuft der Trend

in die umgekehrte Richtung: Die Erbschaftssteuer wird für
direkte Nachkommen abgeschafft. Und dies mit gutem
Grund: Vermögen soll produktiv investiert werden. Das Ver-

erben sollte deshalb nicht erschwert, sondern im Gegenteil
erleichtert werden. So sollte beispielsweise direkt steuerfrei

an die Grosskinder vererbt werden können, wenn dies der
Erblasser so will. Wie sieht die heutige Realität aus? Die

90-Jährigen vererben ihren 60-jährigen Kindern, welche
diese Mittel in der Regel nicht mehr brauchen. Die 30-jähri-

gen Enkel, die soeben eine Familie gegründet haben, wären

DAGEGEN: Fulvio Pelli, Nationalrat,
Präsident FDP Schweiz

sehen Bund und Kantonen aufgeteilt. Steuerbefreit wären
weiterhin die Ehegatten oder Lebenspartnerinnen. Steuer-

befreit wären auch Erbschaften unter S00000 Franken. Das

entspricht neunzig Prozent aller Erbinnen und Erben. Be-

steuert würden die verbleibenden zehn Prozent Erbinnen
und Erben, denen 75 Prozent der Erbschaften zufliessen. Mit
moderaten und je nach Verwandtschaftsgrad um zwischen
zehn (Kinder) und fünfzig Prozent (nicht verwandte Dritte)
abgestuften Steuersätzen Hessen sich jährlich etwa drei Mil-
Harden Franken Steuern einnehmen. Damit könnte ein gutes
Drittel der Pflegekosten abgedeckt werden.

hingegen froh um eine Erbschaft, beispielsweise um eine

eigene Firma gründen zu können. Dies ist die Realität, und
dieser sollte das Erbrecht Rechnung tragen.

Die Vergangenheit hat immer wieder gezeigt: Nicht hohe,
sondern tiefe Steuern führen letzten Endes zu mehr Steuer-
einnahmen. Dann wird nämlich investiert, und es werden Ar-
beitsplätze geschaffen. Die SP kämpft aber permanent gegen
tiefere und für höhere Steuern. Sie will die Steuerkonkurrenz
abschaffen und redet damit höheren Steuern das Wort. Sie

reist sogar nach Brüssel und hetzt die EU gegen die demo-
kratisch legitimierte Steuersouveränität der Schweiz auf.
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